
als Normativakte, gewertet werden. Die Richtlinien 
werden dadurch zur Rechtsquelle6. Sie sind demnach 
nicht nur Auslegungen bereits bestehender Gesetze im 
üblichen Sinne, sie sind mehr. Sie lenken für eine be­
stimmte Zeit die Tätigkeit der unteren Gerichte und 
erhalten dadurch gewissermaßen einen rechtschöpfe­
rischen Charakter. Dieser läßt sich vor allem aus der 
Tatsache herleiten, daß nach dem Erlaß einer Richt­
linie die Auslegung des strittigen Gesetzes nur noch in 
der von der Richtlinie gegebenen Richtung möglich ist. 
Die Richtlinie erläutert den Gerichten, wie bestimmte 
Rechtsnormen zu verstehen sind, und weist sie auf die 
Notwendigkeit hin, bestimmte Sachen und Fragen auf 
bestimmte Weise zu entscheiden7.

Selbstverständlich hat sich diese rechtschöpfende 
Tätigkeit des Obersten Gerichts im Rahmen der Gesetze 
zu bewegen. Die Richtlinie ist nicht etwa die Ergänzung 
eines in der Rechtsprechung unterschiedlich ausgelegten 
Gesetzes, sondern Auslegung mit normativem Charak­
ter. Soweit sich die Richtlinienpraxis auf dem Gebiet 
des Zivil- und Arbeitsrechts übersehen läßt, haben die 
Richtlinien — mit Ausnahme der Richtlinie Nr. 7 —8 
keine neuen Rechtsnormen geschaffen.

Mit der Beantwortung der Frage nach dem Wesen 
der Richtlinien auf dem Gebiet des Zivil- und Arbeits­
rechts ist zugleich die Frage nach ihrer rückwirkenden

6 Auch im Lehrbuch des Zivilrechts, Allgemeiner Teil, Ber­
lin 1955, S. 99 f., werden die Richtlinien des Obersten Gerichts 
unter den Arten der Rechtsquellen aufgezählt. Allerdings ist 
die Feststellung auf S. 100: „Diese Richtlinien haben normati­
ven Charakter“ nach Meinung der Verfasser des Lehrbuchs 
unrichtig; bei der Drucklegung sei ein Fehler unterlaufen 
(vgl. Bericht in „Staat und Recht“ 1956 Heft 4 S. 543).

7 RID 1957 Nr. 1 Sp. 27.
8 vgl. Fußnote 5.

Kraft beantwortet. Im allgemeinen kann sich ein Gesetz 
selbstverständlich rückwirkende Kraft beilegen. Wo 
dies nicht geschehen ist, tritt es nach Art. 85 Abs. 3 
der Verfassung erst am 14. Tag nach der Verkündung 
in Kraft. Es kann auch, wenn dies ausdrücklich vor­
geschrieben wird, mit der Verkündung wirksam werden. 
Da Richtlinien des Obersten Gerichts nicht der Einfüh­
rungsfrist, wie sie in Art. 85 Abs. 3 der Verfassung vor­
gesehen ist, bedürfen — im übrigen sind sie ja keine 
Gesetze —, treten.sie mit ihrer Verkündung in Kraft. 
M. E. wäre das Oberste Gericht auch nicht befugt, eine 
rückwirkende Kraft auszusprechen oder die Richtlinien 
für einen zukünftigen Termin wirksam werden zu 
lassen. Eine derartige Befugnis müßte ihm ausdrücklich 
vom Gesetzgeber zugebilligt werden.

Von einer rückwirkenden Kraft der Richtlinie kann 
auch deshalb keine Rede sein, weil Rechtssätze, sowohl 
die, welche die Wirkung einer Tatsache bestimmen, 
wie die, welche sich immittelbar auf das Recht selbst 
beziehen, nur in die Zukunft wirken. Das bedeutet, daß 
der Zeitpunkt, von dem an die Richtlinien auf dem' 
Gebiet des Zivil- und Arbeitsrechts wirksam werden, 
nur der Tag ihres Erlasses sein kann.

Verschiedentlich wird argumentiert, der Inhalt der 
Richtlinie sei schon in der zugrunde liegenden gesetz­
lichen Bestimmung enthalten gewesen, so daß die Richt­
linie auf den Tag des Inkrafttretens dieser Bestimmung 
zurückwirken müsse. Diese Auffassung könnte dazu 
führen, daß z. B. auch Entlassungen, die im Jahre 1954 
ausgesprochen wurden und die sich unter Zugrunde­
legung der Richtlinie Nr. 7 als falsch erweisen, nun als 
von Anfang an nichtig betrachtet werden. Diesem Argu­
ment kann jedoch nicht zugestimmt werden, weil ihm 
eine falsche Vorstellung vom Wesen der Richtlinie 
zugrunde liegt.

Zum Gesetzentwurf über die Abschaffung des Offenbarungseides 
und der zivilprozessualen Haft

Von URSULA FISCHER, Oberinstmkteur bei der Justizverwaltungsstelle im Bezirk Karl-Marx-Stadt

Die Justizverwaltungsstelle Karl-Marx-Stadt hatte 
Richter und Sekretäre einiger Kreisgerichte und des 
Bezirksgerichts zu einer Aussprache über den Gesetz­
entwurf eingeladen. Es entstand eine lebhafte Dis­
kussion, als deren Ergebnis einige Anregungen festge­
halten wurden, die einer Prüfung vor der endgültigen 
Fassung des Gesetzes wert sind und Grundlage für 
weitere Diskussionen sein können.

Einigkeit herrschte darüber, daß der Offenbarungs­
eid im Zwangsvollstreckungsverfahren im Verlauf der 
Entwicklung immer mehr an Bedeutung verloren hat 
und daher entbehrlich geworden ist. An seine Stelle 
soll ein vom Schuldner zu errichtendes Vermögensver­
zeichnis treten, das dem Gerichtsvollzieher zu über­
geben und dessen Richtigkeit zu versichern ist. Wenn 
der Schuldner die Auskunft über sein Vermögen ver­
weigert, soll der Gerichtsvollzieher berechtigt sein, 
selbst Auskunft über das Vermögen des Schuldners 
einzuholen. So vorbehaltlos der hier vorgesehenen 
Regelung Zugestimmt wird, so bedenklich erscheint es 
aber, daß die Beugehaft wegfallen soll. Darüber hin­
aus gibt es auch noch einige kritische Bemerkungen 
zur vorgeschlagenen Ausgestaltung des Zivilver­
fahrens, soweit es vom Gesetzentwurf berührt wird.

1. Dem Entwurf mangelt es zunächst daran, daß 
nicht klar getrennt wird zwischen dem Offenbarungs- 
eid zum Zweck der Durchführung der Zwangsvoll­
streckung (kurz Vollstreckungseid genannt) und dem 
Offenbarungseid als materiellrechtlichem Anspruch 
(z. B. §§ 257 ff. BGB), der nach der vorgesehenen 
Regelung ebenfalls wegfallen soll. Aus diesem Unter­
schied ergeben sich einige Fragen, die der Entwurf 
offen läßt. Der Offenbarungseid des BGB dient nicht 
der Durchsetzung von Ansprüchen wie der Voll­
streckungseid, sondern der möglichst wahrheitsge­
treuen Rechenschaftslegung, Auskunftserteilung usw., 
ist faktisch eine Bekräftigung der Richtigkeit bestimm­
ter Darlegungen eines Schuldners und somit ein selb­
ständiger materiellrechtlicher Anspruch (vgl. §§ 259, 
260 BGB).

Es ist also zu unterscheiden, in welchem Stadium 
des Zivilverfahrens bzw. zu welchem Zweck der 
Offenbarungseid zu leisten ist, ob im erkennenden 
Verfahren oder im Vollstreckungsverfahren. Bei Be­
achtung dieses Unterschieds wird deutlich, daß im 
Entwurf für den bisherigen Anspruch auf Leistung des 
Offenbarungseides nach den Bestimmungen des BGB 
nichts tritt, was geeignet wäre, die Rechte des Gläubi­
gers in ähnlicher Weise zu unterstützen. Die ent­
sprechenden Bestimmungen werden aufgehoben, im 
übrigen aber nur den bisherigen Vollstreckungseid 
ersetzende Regelungen getroffen.

In diesem Zusammenhang taucht die Frage auf, 
ob eine entsprechende Vereidigung im Zivilprozeß 
möglich sein soll, oder ob dies dem mit dem vorge­
schlagenen Gesetz erstrebten Zweck zuwiderläuft. 
Wenn z. B. im Prozeß gegen einen Erbschaftsbesitzer 
die Richtigkeit der Auskunft über den Bestand des 
Nachlasses bezweifelt wird, so kann der Offen­
barungseid nicht mehr abgenommen werden. Es bliebe 
die Möglichkeit, den Schuldner im Prozeß als Partei 
zu vernehmen und ihn zu vereidigen. Dies würde u. U. 
zum gleichen Ergebnis führen wie der bisherige Offen­
barungseid, allerdings mit dem Unterschied, daß 
früher der Schuldner bis zur Leistung des Offen­
barungseides noch Zeit und Gelegenheit hatte, die ab­
gegebenen Erklärungen richtigzustellen. Abgesehen 
davon wäre zu besorgen, daß sich das diesbezügliche 
Offenbarungseidsverfahren auf das erkennende Ver­
fahren verlagert. Aus diesem Grunde sollte erwogen 
werden, daß an Stelle des Anspruchs auf Leistung des 
Offenbarungseides nach den Bestimmungen des BGB 
die Versicherung der Richtigkeit abgegebener Er­
klärungen tritt. Das würde der für das Vollstreckungs­
verfahren getroffenen Regelung entsprechen und 
könnte in den Entwurf hinsichtlich der Bestimmungen 
des BGB und des § 254 ZPO aufgenommen werden.

Ein anderer Vorschlag geht dahin, daß die „Ver­
sicherung der Richtigkeit“ nicht an Stelle des Offem- 
barungseides eingefügt wird, sondern z. B. im § 259
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